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4.5. Frieden sichern
Wie in keiner anderen Partei gehören in der Sozialdemokratie internationale Solidarität, die uni-
verselle Geltung der Menschenrechte, Frieden und Dialog von Beginn an zum Grundverständnis 
unseres politischen Handelns. 
Im Rahmen des Europarats werden wir die Grundwerte der Demokratie, Menschenrechte und 
Rechtsstaatlichkeit schützen und den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte stärken. Ge-
richtsurteile müssen von allen Mitgliedstaaten konsequent umgesetzt werden. Wir sind für einen 
Beitritt der EU zur Europäischen Menschenrechtskonvention.
Als die Friedenspartei in Deutschland setzen wir auf Diplomatie und Dialog, auf zivile Krisen-
prävention und Friedensförderung, auf Abrüstung und Rüstungskontrolle sowie internationale 
Zusammenarbeit. Wir werden multilaterales Handeln wiederbeleben und stärken, auch in Part-
nerschaft mit der Zivilgesellschaft und Nichtregierungsorganisationen, denn Pandemien, globale 
Wirtschaft-, Finanz- und Entwicklungskrisen sowie die Folgen der Erderwärmung sind Herausfor-
derung, die nur gemeinsam gelöst werden können. 
Der Kampf gegen den Klimawandel, der in vielen Ländern nicht nur die natürlichen Lebensgrund-
lagen, sondern auch die soziale und wirtschaftliche Entwicklung bedroht, muss zum Ausgangs-
punkt von gerechteren und nachhaltigeren Gesellschaften weltweit werden. „Keine und keinen 
zurücklassen“ das ist unsere Messlatte, um Hunger und Armut weltweit zu überwinden. 
Wir müssen die globale Erderwärmung auf weit unter zwei Grad halten und möglichst auf 1,5 
Grad Celsius begrenzen. Dafür werden wir unsere eigenen Klimaschutzverp!ichtungen gemäß des 
Pariser Klimaabkommens einlösen und weiter steigern. Darüber hinaus werden wir die Länder des 
Globalen Südens bei der Anpassung an den Klimawandel in ihrer nachhaltigen Entwicklung unter-
stützen.
Gute Arbeit und eine intakte Umwelt weltweit stärken gehört zur Kernaufgabe sozialdemokrati-
scher Politik. Wir tun das, indem wir von Unternehmen weltweit die Einhaltung menschenrechtli-
cher und umweltbezogener Sorgfaltsp!ichten entlang globaler Lieferketten fordern. Es ist ein gro-
ßer Erfolg der SPD, dass ein nationales Lieferkettengesetz auf den Weg gebracht werden konnte. 
Wir werden es konsequent weiterentwickeln. 
Nun wollen wir auch ein Gesetz zur Rückverfolgung auf dem Weltmarkt gehandelter Güter auf 
europäischer Ebene verankern, mit verbindlichen und sanktionsbewehrten Regeln, Zugang zu Ge-
richten in Europa und Entschädigung der Opfer. Wir unterstützen ein VN-Abkommen zu Wirtschaft 
und Menschenrechten, um Globalisierung im Sinne der Menschenrechte zu gestalten.
Arbeit darf weder arm noch krank machen. 
Deshalb unterstützen wir mit den Gewerkschaften die Forderung, dass Arbeits- und Gesundheits-
schutz als Kernarbeitsnorm der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) aufgewertet werden. 
Auch werden wir das Zusatzprotokoll zum Sozialpakt der Vereinten Nationen rati"zieren, um Be-
schwerdeverfahren zur Einhaltung der Rechte des Paktes zu ermöglichen.
Um Armut nachhaltig zu bekämpfen, setzen wir uns zudem für die Einrichtung eines globalen 
Fonds für soziale Basisschutzsysteme ein. 
Gesundheit ist ein globales ö#entliches Gut. Diese Pandemie kann nur durch internationale Soli-
darität überwunden werden. Die Krise ist erst vorbei, wenn es global genügend Impfsto# gibt. Wir 
setzen uns daher für die "nanzielle und substanzielle Förderung der globalen Corona-Imp$ampa-
gne der Weltgesundheitsorganisation (COVAX) ein. Unsere Schwerpunkte liegen auf dem Aus- und 
Au%au ö#entlicher Gesundheitssysteme, der Verbesserung des Zugangs zu Arzneimitteln und 
Impfsto#en, mehr Transparenz sowie auf der gesundheitlichen Bildung und damit einhergehend 
auf der Stärkung sexueller und reproduktiver Gesundheit und Rechte. Wir arbeiten auch daran, 
dass die Weltgesundheitsorganisation WHO durch einen mutigen Reformprozess gestärkt wird.
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Wir setzen uns dafür ein, den Anteil der ö#entlichen Ausgaben für Entwicklungszusammenarbeit 
(ODA-Quote) von mindestens 0,7 Prozent des Bruttonationaleinkommens einzuhalten. Davon 
sollen 0,2 Prozent des Bruttonationaleinkommens für die ärmsten Entwicklungsländer (LDCs) ver-
wendet werden.
Menschen, die durch Kon!ikte, Epidemien oder Naturkatastrophen in Not geraten sind, bedür-
fen unserer Hilfe. Als reiches Industrieland werden wir unser Engagement für humanitäre Hilfe 
weiterhin an den steigenden humanitären Bedarfen orientieren und daran arbeiten, die Basis der 
internationalen Geber zu stärken und auszuweiten. Darüber hinaus gilt für uns weiterhin: Flucht-
ursachen bekämpfen, nicht Ge!üchtete. Zusammen mit Partnerländern werden wir uns deshalb 
dafür einsetzen, dass der Globale Pakt für Migration umfassend umgesetzt wird.
Internationale Steuerkooperation kann verhindern, dass Vermögen und Unternehmensgewinne 
der Besteuerung entzogen werden. Darum brauchen wir ein globales Register für mehr Transpa-
renz. Global agierende Konzerne müssen sich an der Finanzierung des Gemeinwesens beteiligen. 
Dafür muss der weltweite Dumpingsteuerwettbewerb um die niedrigsten Unternehmenssteuern 
beendet werden. Deshalb hat die SPD in der Bundesregierung das Konzept einer globalen Min-
destbesteuerung für Unternehmen entwickelt und internationale Verhandlungen hierzu initiiert. 
Die neue US-Regierung hat sich nun hinter dieses Konzept gestellt. Wir werden diese historische 
Chance für eine globale Steuerreform ergreifen. Wir werden den Au%au einer globalen Steuerko-
ordinationsstelle bei der UN und die OECD in ihrem Kampf gegen Gewinnverkürzung und Gewinn-
verlagerung unterstützen. Unser Ziel ist es, Steueroasen trockenzulegen und gerechte Steuersyste-
me unter angemessener Beteiligung auch der Eliten im Globalen Süden zu fördern und fordern.
Deutschland ist wie kaum ein anderes Land auf o#ene Märkte und eine funktionsfähige sowie 
regelbasierte globale Wirtschaft angewiesen. Unser Ziel ist es ein stabiles, faires und demokrati-
sches Handelssystem zu etablieren. 
Wir werden die Instrumente der Handels- und Investitionspolitik modernisieren – vor allem mit 
Blick auf Nachhaltigkeit und die Durchsetzung gemeinsamer multilateraler Regeln – und uns für 
eine Stärkung der Welthandelsorganisation (WTO) einsetzen. Hierfür werden wir das Regelwerk 
erweitern, die Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen einbeziehen sowie die Durchsetzungs-
möglichkeiten verbessern. Alle Instanzen des WTO-Streitschlichtungsmechanismus sollen wieder 
beschlussfähig sein. Deshalb ist eine starke WTO mit einem modernen Regelwerk, das die nachhal-
tigen Entwicklungsbedürfnisse des Globalen Südens ebenso wie die des Nordens fair und partner-
schaftlich anerkennt und fördert, so wichtig.
Viele Länder befanden sich schon vor der Corona-Pandemie in einer Schuldenkrise, die jetzt noch 
vergrößert wird. Zentrale Säulen der Entwicklungs"nanzierung sind zusammengebrochen und 
Finanzströme ausgetrocknet. Das kurzfristige Aussetzen des Schuldendienstes im Rahmen der 
G20 und des IWF brachte Erleichterung. Wir unterstützen eine Initiative für ein globales Staatenin-
solvenzverfahren, das staatliche und vor allem private Gläubiger miteinbezieht und das Schulden-
erlasse für besonders gefährdete Ländergruppen formuliert und umsetzt.
Die friedenspolitischen Herausforderungen nehmen zu. Gesundheitskrise, Klimawandel und Un-
gerechtigkeit verschärfen bestehende Kon!ikte und entfachen neue. Autonome Wa#ensysteme 
senken die Schwelle für kriegerische Handlungen, Kernwa#en erleben ein Comeback, digitaler 
Fortschritt macht uns verwundbar für Cyberangri#e. Dafür werden wir auf parlamentarischer 
Ebene einen Mechanismus einrichten, durch den neue Programme, Gesetze, Vorhaben darau&in 
überprüft werden, ob sie friedenspolitischen Zielen widersprechen. 
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Bei der Entschärfung internationaler Krisen und der Vermittlung von Frieden nimmt Deutsch-
land schon jetzt eine weltweite Führungsrolle ein. Das werden wir weiter ausbauen, indem wir 
das Zentrum für internationale Friedenseinsätze (ZIF) stärken und ein hochprofessionelles Team 
von Friedensemissären für das Führen von Verhandlungen au%auen. Friedensprozesse sind nur 
dann nachhaltig, wenn die Belange und Interessen von Frauen stärker berücksichtigt und wenn 
sie an Aushandlungsprozessen beteiligt werden. Deshalb fordern wir, dass die VN-Resolution 1325 
„Frauen, Frieden, Sicherheit“ konsequent umgesetzt und weiterentwickelt wird. Auch die VN-Frau-
enrechtskonvention muss konsequent angewandt werden. Es gilt auf allen Ebenen der Anti-Gen-
der-Bewegung entgegenzutreten.
Zur Sicherung des Friedens- und der Verteidigung leistet die Bundeswehr einen verantwortungs-
vollen Beitrag. Wir stehen für das Primat der Politik und für das Leitbild der Inneren Führung der 
Soldat*innen als Staatsbürger*innen in Uniform. Für uns steht fest, dass wir nur mit einer gut aus-
gestatteten und modernen Bundeswehr unseren Aufgaben als zuverlässiger Partner in Europa und 
der NATO gerecht werden können. 
Unsere Soldat*innen können sich auf uns verlassen. Wir haben daher nach vielen Jahren immer 
neuer Sparrunden die Investitionen im Verteidigungshaushalt erhöht. Unsere Soldat*innen verdie-
nen die bestmögliche Ausrüstung und den höchsten Grad an Ausbildung. Ausrüstung statt Auf-
rüstung - diesem Prinzip verp!ichtet, haben wir wesentliche Bescha#ungsvorhaben für die Bun-
deswehr vorangetrieben und setzen uns kontinuierlich für die Verbesserungen der persönlichen 
Ausrüstung und sozialen Absicherung ein. Zugleich werden wir die Attraktivität des Dienstes in 
der Bundeswehr weiter steigern. Wir stehen für den bestmöglichen Schutz unserer Soldat*innen. 
Dazu gehört auch der Einsatz von Drohnen. Die Entscheidung, ob diese auch bewa#net werden 
sollen, kann verantwortbar erst nach einer umfassenden politischen und gesellschaftlichen Debat-
te und der sorgfältigen Würdigung aller Aspekte getro#en werden. 
Wir setzen uns dafür ein, dass unbemannte bewa#nete Drohnen international erfasst und in ein 
internationales Regelwerk einbezogen werden, um dem Trend einer zeitlichen und räumlichen 
Entgrenzung militärischer Gewalt ebenso entgegenzuwirken wie den Befürchtungen einer techno-
logischen und funktionalen Autonomie. Wie notwendig ein solches Regelwerk ist, hat nicht zuletzt 
der massive Einsatz von bewa#neten Drohnen als Angri#swa#en im Krieg zwischen Aserbaid-
schan und Armenien und im Libyen-Kon!ikt gezeigt. Dieser Einsatz hat neue Fragen aufgeworfen, 
die in einer umfassenden Debatte zu berücksichtigen sind. Vor der Entscheidung über ein Nach-
folgesystem des Kamp'ugzeugs Tornado setzen wir uns für eine gewissenhafte, sachliche und 
sorgfältige Erörterung der technischen nuklearen Teilhabe ein.
Eine Welt ohne Atomwa#en ist und bleibt das Ziel sozialdemokratischer Außenpolitik. Zu einer 
abrüstungspolitischen O#ensive gehört, dass bestehende Vereinbarungen über Rüstungskontrolle 
und Abrüstung unbedingt gerettet sowie die Verp!ichtungen aus dem Nuklearen Nichtverbrei-
tungsvertrag (NVV) umgesetzt werden. Wir brauchen reale Abrüstungsschritte. Mit der neuen 
US-Administration gilt es, die Gespräche wiederaufzunehmen, wie eine vollständige Umsetzung 
des internationalen Atomabkommens (JCPoA) mit dem Iran erfolgen kann.
Der im Rahmen der Vereinten Nationen beschlossene und inzwischen in Kraft getretene Atomwaf-
fenverbotsvertrag bringt eine weitere Dynamik in die Bemühungen für eine nuklearwa#enfreie 
Welt. Deutschland sollte als Beobachter bei der Vertragsstaatenkonferenz des Atomwa#enver-
botsvertrags die Intentionen des Vertrages konstruktiv begleiten. Auch setzen wir uns ein für den 
Beginn von Verhandlungen zwischen den USA und Russland zur veri"zierbaren, vollständigen Ab-
rüstung im substrategischen Bereich mit dem Ziel, die in Europa und in Deutschland stationierten 
Atomwa#en endlich abzuziehen und zu vernichten. Wir werden zudem Rüstungskontrolle auch in 
den Bereichen Biotechnologie, Cyber und Künstliche Intelligenz etablieren. Die Ächtung autono-
mer tödlicher Wa#ensysteme bleibt unser Ziel. Bei allen Bemühungen um Abrüstung muss stärker 
als bisher auch China einbezogen werden.
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Für uns ist eine restriktive Rüstungsexportpolitik zentral. Wir werden uns dafür einsetzen, dass die 
Ausfuhr deutscher Rüstungsgüter in Staaten außerhalb von EU-, NATO- und denen gleichgestell-
ten Ländern weiter eingeschränkt, die Kontrolle über den endgültigen Verbleib der Wa#en ausge-
weitet und absolute Ausnahmen nur im begründeten Einzelfall möglich sein werden – ö#entlich 
nachvollziehbar dokumentiert. Das soll in einem Rüstungsexportgesetz festgeschrieben werden. 
Auch mit unseren europäischen Partnern werden wir eine Verschärfung der EU-Rüstungsexport-
vereinbarungen abstimmen. Für Staaten, die weder Mitglied der EU noch der NATO sind, ist eine 
Rati"zierung des Vertrags über Wa#enhandel (ATT) und dessen konsequente Umsetzung zwingen-
de Voraussetzung für jede Form der Rüstungskooperation.
Für uns ist die Unteilbarkeit und universelle Geltung der Menschenrechte nicht verhandelbar. Um 
Menschenrechte durchzusetzen, müssen wir diejenigen schützen, die für sie eintreten. Wir werden 
das im EU-Rahmen unter deutscher Ratspräsidentschaft gescha#ene Menschenrechts-Sanktions-
regime konsequent nutzen. Dazu gehören Einreiseverbote und das Einfrieren von Konten. Auch 
werden wir die Möglichkeiten der weltweiten Strafverfolgung von Menschenrechtsverletzern 
fördern und den Internationalen Strafgerichtshof stärken. Indem wir die mit Menschenrechten 
befassten Institutionen des Bundestags und der Bundesregierung unterstützen und weiter aus-
bauen, stärken wir die Menschenrechtsarchitektur.
Alle unsere Anstrengungen können jedoch nur gelingen, wenn wir die Vereinten Nationen dar-
in unterstützen, ihren Auftrag der Friedenssicherung, Förderung nachhaltiger Entwicklung und 
Wahrung der Menschenrechte zu erfüllen. Wir wissen: Reformen der Vereinten Nationen sind hier-
für dringend notwendig. Diese werden wir vorantreiben. Unser Ziel ist ein ständiger europäischer 
Sitz und eine angemessene Repräsentanz des Globalen Südens im Sicherheitsrat der Vereinten 
 Nationen. 


